
 
 
 

Merkblatt für 
„Erdauffüllungen/Erdaufschüttungen“ 

 

 
 

Bau- und naturschutzrechtliche Genehmigung  
für Erdauffüllungen bzw. Abgrabungen im Außenbereich 

(§ 58 LBO, § 19 Abs. 1 LNatSchG) 
 
 
I.  Genehmigungspflicht: 
 
 Im Außenbereich sind Erdauffüllungen/Erdaufschüttungen ab 500 m2 Auffüllfläche oder ab 

2 m Höhe bau- und naturschutzrechtlich genehmigungspflichtig. Hierbei sind die Ausmaße 
des Gesamtvorhabens und nicht die Anzahl oder die Größe der betroffenen Parzellen aus-
schlaggebend. 

 
 
II.  Allgemeines: 

 
1.  Vorrangig einer Genehmigung ist eine selbstständige Auffüllung bzw. Abgrabung im 

Außenbereich zum Zwecke der Bodenverbesserung und/oder Bewirtschaftungserleich-
terung für eine vorhandene, in der Regel landwirtschaftliche Nutzung und Bodenrekul-
tivierung mit standortgerechtem, unbelastetem Bodenmaterial. 

 
2. Nicht erlaubt sind Auffüllungen/Geländeveränderungen selbst mit kleinsten Mengen 

Erde im Bereich von 
 
 - Naturschutzgebieten bzw. flächenhaften Naturdenkmalen, geschützten Biotopen, 

wie beispielsweise Streu- und Nasswiesen oder Feld- und Ufergehölzen, 
 
 - Uferrandstreifen bei Fließgewässern mit einem Abstand von zehn Metern von der 

Böschungsoberkante, 
 
 - Natura-2000-Gebieten, soweit die Auffüllungen/Geländeveränderungen zu erhebli-

chen Beeinträchtigungen des Gebietes in seinen für die Erhaltungsziele maßgebli-
chen Bestandteilen führen können, 

 
 - Moorböden, die mit einem mineralischen Material aufgefüllt werden sollen,  
 
 - Wasserschutzgebieten (Zone I und II) und 
 
 - Überschwemmungsgebieten. 
 
3. Liegt die aufzufüllende Fläche beispielsweise innerhalb eines Landschaftsschutzge-

biets, ist - auch wenn eine baurechtliche Genehmigung nicht erforderlich ist - eine na-
turschutzrechtliche Genehmigung zu beantragen. Ob die Voraussetzungen zur Ertei-
lung einer Genehmigung nach der einschlägigen Landschaftsschutzgebietsverordnung 
vorliegen, prüft die Untere Naturschutzbehörde des Landratsamtes auf Antrag. 

 
Hinweise: 
 
a) Bei einer geplanten Auffüllung in einem Wasserschutzgebiet oder einem Über-

schwemmungsgebiet sollte sich der Bauherr vorher bei der Unteren Wasserbehörde 
des Landratsamts erkundigen. 
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b) Auch bei einer geplanten Auffüllung unter der Genehmigungsgrenze von 500 m² 

Grundfläche bzw. 2 m Auffüllhöhe sollte sich der Bauherr vorher bei der Unteren Na-
turschutzbehörde des Landratsamtes oder dem örtlich zuständigen Naturschutzbeauf-
tragten erkundigen. 

 
 
III.  Antrags- und Planunterlagen: 
 
 Folgende Unterlagen sind für die Durchführung des Genehmigungsverfahrens in 4-facher 

Ausfertigung vorzulegen: 
 
- Vollständig ausgefülltes Antragsformular (Antrag zur Genehmigung einer Erdauffül-

lung/Erdaufschüttung). 
 
- Übersichtslageplan Maßstab 1:25.000. 
 
- Flurkartenauszug mit eingezeichneter und vermaßter Auffüllfläche. 
 
- Vermaßte Geländeschnitte (quer und längs), aus dem die Geländehöhe vor und nach der 

Auffüllung hervorgeht und in denen auch die an die Auffüllung angrenzenden Grundstü-
cke enthalten sind. 

 
- Bilanzierung des Eingriffs und Vorschläge für die Ausgleichsregelung. 

 
 Hinweise: 
 

a) Ein entsprechender Antrag ist über die betroffene Gemeinde/Stadt an das Landratsamt 
Sigmaringen, Fachbereich Baurecht (bei baurechtlicher Genehmigung) oder an den 
Fachbereich Umwelt (bei naturschutzrechtlicher Genehmigung) zu richten. 

 
b) Die Anforderung zusätzlicher Unterlagen (z. B. bodenkundliches Gutachten bei rut-

schungsgefährdetem Gelände) bleibt vorbehalten. 
 
 
IV.  Gebühr  
 
 Die Gebühr für die Erteilung der bau- und naturschutzrechtlichen Genehmigung (§ 58 LBO, 

§ 19 Abs. 1 LNatSchG) beträgt: 
 
 Genehmigung von Auffüllungen mit Ausnahme   0,50 € pro m³, mindestens 200,00 € 
 landwirtschaftlich genutzter Grundstücke 
 
 Genehmigung von Auffüllungen landwirtschaftlich   0,20 € pro m³, mindestens 100,00 € 
 genutzter Grundstücke 
 

Ist im Zusammenhang mit einer naturschutzrechtlichen Entscheidung zugleich eine Ent-
scheidung nach anderen Vorschriften zu treffen, so werden die dafür vorgesehenen Gebüh-
ren gesondert erhoben. 

 
 
V.  Ordnungswidrigkeit: 
 
 Wer unerlaubt mit einer genehmigungspflichtigen Auffüllung beginnt, begeht eine Ordnungs-

widrigkeit, die mit Bußgeld geahndet werden kann. 


